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Norm

AsylG 2005 83 Abs1

AsylG 2005 8§34

AVG 838

B-VG Art133 Abs4

VwWGVG §17

. AsylG 2005 § 3 heute

AsylG 2005 § 3 glltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 3 glltig von 01.06.2016 bis 11.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 24/2016
AsylG 2005 § 3 glltig von 20.07.2015 bis 31.05.2016zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 70/2015
AsylG 2005 § 3 gultig von 01.01.2014 bis 19.07.2015zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 3 glltig von 01.01.2006 bis 31.12.2013

—_
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AsylG 2005 § 34 heute

AsylG 2005 § 34 guiltig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 34 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 34 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 34 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 8§ 34 giiltig von 01.01.2010 bis 31.12.2013zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 135/2009
AsylG 2005 8§ 34 giiltig von 01.01.2010 bis 31.12.2009zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8§ 34 gltig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 8 34 glltig von 01.07.2008 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 4/2008
AsylG 2005 § 34 gultig von 01.01.2006 bis 30.06.2008
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. AVG § 38 heute
AVG 8§ 38 giltig ab 01.03.2013 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 33/2013
AVG 8§ 38 gltig von 01.02.1991 bis 28.02.2013

w N

B-VG Art. 133 heute

B-VG Art. 133 gultig von 01.01.2019 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 138/2017
B-VG Art. 133 gultig ab 01.01.2019zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 22/2018

B-VG Art. 133 giltig von 25.05.2018 bis 31.12.2018zuletzt gedndert durch BGBI. | Nr. 22/2018
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5. B-VG Art. 133 gultig von 01.08.2014 bis 24.05.2018zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 giltig von 01.01.2014 bis 31.07.2014zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 gtiltig von 01.01.2004 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 giiltig von 01.01.1975 bis 31.12.2003zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 giltig von 25.12.1946 bis 31.12.1974zuletzt geandert durch BGBI. Nr. 211/1946
10. B-VG Art. 133 gultig von 19.12.1945 bis 24.12.1946zuletzt geandert durch StGBI. Nr. 4/1945
11. B-VG Art. 133 gultig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

1. VWGVG § 17 heute
2. VwWGVG § 17 glltig ab 01.01.2014

Spruch

’

W192 2277681-1/2Z
W192 2277683-1/2Z
Beschluss

Das Bundesverwaltungsgericht fasst durch den Richter Dr. Ruso Uber die Beschwerden 1.) der XXXX , geb. am XXXX,
und 2.) des XXXX , geb. am XXXX , beide StA. Afghanistan, beide vertreten durch die BBU GmbH, gegen jeweils
Spruchpunkt [I. der Bescheide des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 27.07.2023, Zlen.:
1304347206/221254059 (ad 1.), 1304384907/221254032(ad 2.), den Beschluss:Das Bundesverwaltungsgericht fasst
durch den Richter Dr. Ruso uber die Beschwerden 1.) der rémisch 40, geb. am romisch 40, und 2.) des rémisch 40,
geb. am rémisch 40, beide StA. Afghanistan, beide vertreten durch die BBU GmbH, gegen jeweils Spruchpunkt
romisch eins. der Bescheide des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl vom 27.07.2023, Zlen.:
1304347206/221254059 (ad 1.), 1304384907/221254032(ad 2.), den Beschluss:

A) Das Verfahren Uber die Beschwerden wird gemaR 8§ 38 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG) in
Verbindung mit § 17 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VWGVG) bis zur Vorabentscheidung durch den Gerichtshof
der Europadischen Union in den Rechtssachen C-608/22 und C-609/22 Uber die mit Beschlissen des
Verwaltungsgerichtshofs vom 14.09.2022, Ra 2021/20/0425 und Ra 2022/20/0028, vorgelegten Fragen ausgesetzt. A)
Das Verfahren tber die Beschwerden wird gemal3 Paragraph 38, Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG)
in Verbindung mit Paragraph 17, Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) bis zur Vorabentscheidung durch den
Gerichtshof der Europdischen Union in den Rechtssachen C-608/22 und C-609/22 Uber die mit Beschlissen des
Verwaltungsgerichtshofs vom 14.09.2022, Ra 2021/20/0425 und Ra 2022/20/0028, vorgelegten Fragen ausgesetzt.

B) Die Revision ist nicht zulassig.

Text

Begrindung:, Begrundung:
I.  Verfahrensgang und Sachverhaltrémisch eins. Verfahrensgang und Sachverhalt:

1. Die Erstbeschwerdefihrerin ist Ehegattin des Zweitbeschwerdefiihrers. Beide sind Staatsangehérige Afghanistans
und reisten illegal am 14.04.2022 in das Osterreichische Bundesgebiet ein, wo sie am 15.04.2022 jeweils Antrage auf

internationalen Schutz stellten.

Am 15.04.2022 wurde die Erstbeschwerdeflihrerin im Verfahren Uber ihren gestellten Antrag auf internationalen
Schutz erstbefragt. Die Erstbeschwerdefiihrerin gab an, dass sie den gegenstandlichen Antrag stelle, da die Taliban sie
vor ca. 2 Monaten enteignet hatten. Sie hatten auch erfahren, dass ihre Séhne sich im Ausland aufhalten wirden und
ihnen vorgeworfen, dass sie vom Islam abgefallen seien. Sie habe Angst, von den Taliban getotet zu werden. Das seien
ihre Fluchtgrinde.
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Der Zweitbeschwerdefiihrer gab im Rahmen seiner am selben Tag erfolgten Erstbefragung dieselben Fluchtgriinde wie
seine Ehegattin zu Protokoll.

Bei der niederschriftlichen Einvernahme vor dem Bundesamt fir Fremdenwesen und Asyl am 27.07.2023 gab die
Erstbeschwerdefuhrerin an, dass sie in Afghanistan in der Provinz Laghman geboren und nach moslemischen Ritus
verheiratet sei. Einer ihrer Séhne sowie eine ihrer Tochter seien in Osterreich aufhiltig, ein anderer Sohn lebe in
London. Hinsichtlich ihrer Fluchtgrinde gab die Erstbeschwerdefuhrerin an, dass die Taliban, als diese an die Macht
gekommen seien, nach ihren Séhnen gefragt hatten. Sie hatten ihnen gesagt, dass ihre S6hne Unglaubige waren, und
ihrem Mann deshalb Probleme gemacht. Jener ihrer S6hne, der in London lebe, habe deshalb ihre Ausreise organisiert.

Sie und ihr Mann hatten sonst Angst gehabt, von den Taliban getttet zu werden.

Der Zweitbeschwerdefuhrer gab im Rahmen seiner niederschriftlichen Einvernahme am selben Tag hinsichtlich seiner
Fluchtgriinde an, dass die Taliban ihnen, nachdem er mit seiner Familie nach Laghman zurlckgekehrt sei, ihre
Grundsticke weggenommen und von ihnen verlangt hatten, dass ihre Sohne zurtickkehren wirden. Dies sei nicht

moglich gewesen, weshalb sie Afghanistan verlassen hatten.

2. Mit den hinsichtlich jeweils Spruchpunkt |. angefochtenen Bescheiden des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl
wurden die Antrage auf internationalen Schutz der Erstbeschwerdefuhrerin und des Zweitbeschwerdefihrers gemal3 §
3 Abs. 1 AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt I.) sowie den Genannten gemaf38 8 Abs. 1 AsylG 2005 iVm 8§ 34 Abs. 3
AsylG der Status der subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt (Spruchpunkt Il.) und ihnen gemaf3 8 8 Abs. 4 leg.cit. eine
befristete Aufenthaltsberechtigung fur 1 Jahr erteilt (Spruchpunkt IIl.). 2. Mit den hinsichtlich jeweils Spruchpunkt
réomisch eins. angefochtenen Bescheiden des Bundesamtes fur Fremdenwesen und Asyl wurden die Antrage auf
internationalen Schutz der Erstbeschwerdefuhrerin und des Zweitbeschwerdefihrers gemal3 Paragraph 3, Absatz eins,
AsylG 2005 abgewiesen (Spruchpunkt réomisch eins.) sowie den Genannten gemal} Paragraph 8, Absatz eins, AsylG
2005 in Verbindung mit Paragraph 34, Absatz 3, AsylG der Status der subsidiar Schutzberechtigten zuerkannt
(Spruchpunkt rémisch zwei.) und ihnen gemald Paragraph 8, Absatz 4, leg.cit. eine befristete Aufenthaltsberechtigung
far 1 Jahr erteilt (Spruchpunkt rémisch drei.).

Begrindend wurde ausgefuhrt, die BeschwerdefUhrer hatten keine asylrelevanten Probleme aufgrund ihrer Rasse,
Volksgruppenzugehorigkeit, Religionszugehorigkeit, politischen Gesinnung oder Zugehdrigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe glaubhaft gemacht. Ihr Vorbringen hinsichtlich einer Furcht vor Verfolgung durch die Taliban aufgrund
der Ausreise ihrer S6hne sowie der Enteignung von Grundstticken durch die Taliban sei zu vage, wenig konkret und
widersprtichlich, sodass die vorgebrachten Fluchtgrinde nicht den Tatsachen entsprechen wuirden. Aufgrund der
derzeitigen schlechten Versorgungslage in Afghanistan sei den Beschwerdefihrerin subsididrer Schutz zu gewahren.

3. Gegen Spruchpunkt I. dieser Bescheide wurde durch die bevollméachtigte Vertretung der Beschwerdefihrer mit
Eingabe vom 30.08.2023 die gegenstandlichen Beschwerden erhoben. Begriindend wurde unter anderem ausgefihrt,
der Erstbeschwerdefuhrerin drohe alleine aufgrund ihrer angeborenen Eigenschaft als Frau asylrelevante Verfolgung.
Das Leben der Erstbeschwerdeflhrerin sei unter den Taliban stark eingeschrénkt gewesen und habe sie nicht ohne
mannliche Begleitung aus dem Haus gehen konnen. Beantragt wurde die Durchfiihrung einer mundlichen
Verhandlung. 3. Gegen Spruchpunkt rémisch eins. dieser Bescheide wurde durch die bevollmachtigte Vertretung der
Beschwerdefiihrer mit Eingabe vom 30.08.2023 die gegenstandlichen Beschwerden erhoben. Begriindend wurde
unter anderem ausgefihrt, der Erstbeschwerdefiihrerin drohe alleine aufgrund ihrer angeborenen Eigenschaft als Frau
asylrelevante Verfolgung. Das Leben der Erstbeschwerdefiihrerin sei unter den Taliban stark eingeschrankt gewesen
und habe sie nicht ohne mannliche Begleitung aus dem Haus gehen kénnen. Beantragt wurde die Durchfihrung einer
mundlichen Verhandlung.

Il.  Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogenrémisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Beweiswurdigung:

Die Feststellungen ergeben sich aus den vorgelegten Verwaltungsakten der belangten Behdérde und den vorliegenden
Gerichtsakten des Bundesverwaltungsgerichtes.

2. Rechtliche Beurteilung:
Zu A)

2.1. GemaR § 17 VWGVG ist§& 38 AVG auch im verwaltungsgerichtlichen Verfahren anwendbar2.1. GemaR Paragraph
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17, VWGVG ist Paragraph 38, AVG auch im verwaltungsgerichtlichen Verfahren anwendbar:

.Sofern die Gesetze nicht anderes bestimmen, ist die Behodrde berechtigt, im Ermittlungsverfahren auftauchende
Vorfragen, die als Hauptfragen von anderen Verwaltungsbehdrden oder von den Gerichten zu entscheiden waren,
nach der tber die maRgebenden Verhaltnisse gewonnenen eigenen Anschauung zu beurteilen und diese Beurteilung
ihrem Bescheid zugrunde zu legen. Sie kann aber auch das Verfahren bis zur rechtskraftigen Entscheidung der
Vorfrage aussetzen, wenn die Vorfrage schon den Gegenstand eines anhangigen Verfahrens bei der zustandigen
Verwaltungsbehorde bzw. beim zustandigen Gericht bildet oder ein solches Verfahren gleichzeitig anhangig gemacht

wird."”

8§ 38 AVG erfasst nur Vorfragen, die als Hauptfragen von anderen Verwaltungsbehdrden oder von den Gerichten zu
entscheiden waren (VWGH 14.04.2021, Ra 2020/19/0379).Paragraph 38, AVG erfasst nur Vorfragen, die als Hauptfragen
von anderen Verwaltungsbehérden oder von den Gerichten zu entscheiden waren (VWGH 14.04.2021, Ra
2020/19/0379).

Der Verwaltungsgerichtshof sieht in standiger Rechtsprechung sowohl die Verwaltungsgerichte als auch sich selbst als
berechtigt an, ein Verfahren gemaR § 38 letzter Satz AVG auszusetzen, wenn die betreffende Frage auf Grund eines
Vorabentscheidungsersuchens - etwa des Verwaltungsgerichtshofes selbst - in einem gleich gelagerten Fall bereits
beim Gerichtshof der Europdischen Union anhangig ist (vgl. Hengstschlager/Leeb, AVG § 38 [Stand 1.4.2021, rdb.at] Rz
18). Nach der standigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes konnen auf der Grundlage des 8§ 38 AVG
Verfahren bis zur (in einem anderen Verfahren beantragten) Vorabentscheidung durch den Gerichtshof der
Europaischen Union ausgesetzt werden; eine dem Gerichtshof der Europaischen Union zur Klarung vorgelegte Frage
des Unionsrecht kann namlich eine Vorfrage iSd § 38 AVG darstellen, die zufolge des im Bereich des Unionsrechts
bestehenden Auslegungsmonopols des Gerichtshof der Europaischen Union von diesem zu entscheiden ist (vgl. VwGH
14.04.2021,Ra 2020/19/0379) .Der Verwaltungsgerichtshof sieht in standiger Rechtsprechung sowohl die
Verwaltungsgerichte als auch sich selbst als berechtigt an, ein Verfahren gemal3 Paragraph 38, letzter Satz AVG
auszusetzen, wenn die betreffende Frage auf Grund eines Vorabentscheidungsersuchens - etwa des
Verwaltungsgerichtshofes selbst - in einem gleich gelagerten Fall bereits beim Gerichtshof der Europdischen Union
anhangig ist vergleiche Hengstschlager/Leeb, AVG Paragraph 38, [Stand 1.4.2021, rdb.at] Rz 18). Nach der standigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kdnnen auf der Grundlage des Paragraph 38, AVG Verfahren bis zur (in
einem anderen Verfahren beantragten) Vorabentscheidung durch den Gerichtshof der Europadischen Union ausgesetzt
werden; eine dem Gerichtshof der Europdischen Union zur Klérung vorgelegte Frage des Unionsrecht kann namlich
eine Vorfrage iSd Paragraph 38, AVG darstellen, die zufolge des im Bereich des Unionsrechts bestehenden
Auslegungsmonopols des Gerichtshof der Europdischen Union von diesem zu entscheiden ist vergleiche VwGH
14.04.2021, Ra 2020/19/0379).

2.2. Mit Beschlussen vom 14.09.2022, Zlen.: EU 2022/0016 (Ra 2021/20/0425) und EU 2022/0017 (Ra 2022/20/0028),
legte der Verwaltungsgerichtshof dem Gerichtshof der Europaischen Union folgende Fragen zur Vorabentscheidung

vor:

»1. Ist die Kumulierung von Malinahmen, die in einem Staat von einem faktisch die Regierungsgewalt innehabenden
Akteur gesetzt, gefoérdert oder geduldet werden und insbesondere darin bestehen, dass Frauen

- die Teilhabe an politischen Amtern und politischen Entscheidungsprozessen verwehrt wird,

- keine rechtlichen Mittel zur Verfligung gestellt werden, um Schutz vor geschlechtsspezifischer und hauslicher Gewalt

erhalten zu kénnen,

- allgemein der Gefahr von Zwangsverheiratungen ausgesetzt sind, obgleich solche vom faktisch die Regierungsgewalt
innehabenden Akteur zwar verboten wurden, aber den Frauen gegen Zwangsverheiratungen kein effektiver Schutz
gewahrt wird und solche EheschlieBungen zuweilen auch unter Beteiligung von faktisch mit Staatsgewalt ausgestatten

Personen im Wissen, dass es sich um eine Zwangsverheiratung handelt, vorgenommen werden,
- einer Erwerbstatigkeit nicht oder in eingeschranktem AusmaR Gberwiegend nur zu Hause nachgehen durfen,

- der Zugang zu Gesundheitseinrichtungen erschwert wird,
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- der Zugang zu Bildung - ganzlich oder in groRem Ausmal (etwa indem Madchen lediglich eine Grundschulausbildung

zugestanden wird) - verwehrt wird,

- sich ohne Begleitung eines (in einem bestimmten Angehdrigenverhdltnis stehenden) Mannes nicht in der
Offentlichkeit, allenfalls im Fall der Uberschreitung einer bestimmten Entfernung zum Wohnort, aufhalten oder
bewegen durfen,

- ihren Kérper in der Offentlichkeit vollstandig zu bedecken und ihr Gesicht zu verhiillen haben,
- keinen Sport ausiben durfen,

im Sinn des Art. 9 Abs. 1 lit. b Richtlinie 2011/95/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember
2011 Uber Normen fir die Anerkennung von Drittstaatsangehdrigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf
internationalen Schutz, fir einen einheitlichen Status fur Flichtlinge oder fur Personen mit Anrecht auf subsidiaren
Schutz und fir den Inhalt des zu gewahrenden Schutzes (Neufassung) als so gravierend anzusehen, dass eine Frau
davon in ahnlicher wie der unter lit. a des Art. 9 Abs. 1 dieser Richtlinie beschriebenen Weise betroffen ist? im Sinn des
Artikel 9, Absatz eins, Litera b, Richtlinie 2011/95/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember
2011 Gber Normen fir die Anerkennung von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als Personen mit Anspruch auf
internationalen Schutz, fir einen einheitlichen Status fur Flichtlinge oder fur Personen mit Anrecht auf subsidiaren
Schutz und fir den Inhalt des zu gewahrenden Schutzes (Neufassung) als so gravierend anzusehen, dass eine Frau
davon in ahnlicher wie der unter Litera a, des Artikel 9, Absatz eins, dieser Richtlinie beschriebenen Weise betroffen

ist?

2. Ist es fur die Zuerkennung des Status der Asylberechtigten hinreichend, dass eine Frau von diesen MalBnahmen im
Herkunftsstaat allein aufgrund ihres Geschlechts betroffen ist, oder ist fur die Beurteilung, ob eine Frau von diesen - in
ihrer Kumulierung zu betrachtenden - MalRnahmen im Sinn des Art. 9 Abs. 1 lit. b der Richtlinie 2011/95/EU betroffen
ist, die Prufung ihrer individuellen Situation erforderlich?“2. Ist es fir die Zuerkennung des Status der Asylberechtigten
hinreichend, dass eine Frau von diesen MaBnahmen im Herkunftsstaat allein aufgrund ihres Geschlechts betroffen ist,
oder ist fur die Beurteilung, ob eine Frau von diesen - in ihrer Kumulierung zu betrachtenden - MaBnahmen im Sinn
des Artikel 9, Absatz eins, Litera b, der Richtlinie 2011/95/EU betroffen ist, die Priufung ihrer individuellen Situation
erforderlich?”

2.3.1. Auch in den Fallen der Beschwerdefuhrer handelt es sich um Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht
betreffend die Zuerkennung des Status der Asylberechtigten.

Die belangte Behdrde hat der Erstbeschwerdefuhrerin den Status der Asylberechtigten gemal3 8 3 Abs. 1 in Verbindung
mit8§ 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 nicht zuerkannt; gegen diese Nichtzuerkennung liegt eine rechtzeitige und zulassige
Beschwerde der Erstbeschwerdefihrerin vor. Die belangte Behdrde hat der Erstbeschwerdefuhrerin den Status der
Asylberechtigten gemald Paragraph 3, Absatz eins, in Verbindung mit Paragraph 2, Absatz eins, Ziffer 13, AsylG 2005
nicht zuerkannt; gegen diese Nichtzuerkennung liegt eine rechtzeitige und zuldssige Beschwerde der
Erstbeschwerdeflhrerin vor.

Wie aus dem obigen Verfahrensgang sowie Sachverhalt und der rechtlichen Beurteilung hervorgeht, sind die vom
Verwaltungsgerichtshof an den Gerichtshof der Europdischen Union gerichtete Fragen prajudiziell, verfahrens- und
entscheidungswesentlich.

Die Voraussetzungen fur die Aussetzung des Beschwerdeverfahrens bis zum Vorliegen der Vorabentscheidung liegen

somit vor.

2.3.2. GemalR 8 34 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 gilt ein Antrag auf internationalen Schutz eines Familienangehdrigen von
einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist, als Antrag auf Gewahrung desselben
Schutzes.2.3.2. Gemal Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 gilt ein Antrag auf internationalen Schutz
eines Familienangehdrigen von einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist, als Antrag
auf Gewahrung desselben Schutzes.

GemaR 8§ 34 Abs. 2 AsylG 2005 hat die Behoérde hat auf Grund eines Antrages eines Familienangehorigen eines
Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt worden ist, dem Familienangehorigen mit Bescheid den
Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wennGemaf3 Paragraph 34, Absatz 2, AsylG 2005 hat die Behorde hat auf
Grund eines Antrages eines Familienangehorigen eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt
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worden ist, dem Familienangehdrigen mit Bescheid den Status eines Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn
1.

dieser nicht straffallig geworden ist;

2.

die Fortsetzung eines bestehenden Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK mit dem Fremden, dem der Status des
Asylberechtigten zuerkannt wurde, in einem anderen Staat nicht mdglich ist unddie Fortsetzung eines bestehenden
Familienlebens im Sinne des Artikel 8, EMRK mit dem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde,
in einem anderen Staat nicht moglich ist und

3.

gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren zur Aberkennung dieses
Status anhangig ist (§ 7).gegen den Fremden, dem der Status des Asylberechtigten zuerkannt wurde, kein Verfahren
zur Aberkennung dieses Status anhangig ist (Paragraph 7,).

GemalR § 34 Abs. 4 AsylG 2005 hat die Behdrde Antrage von Familienangehorigen eines Asylwerbers gesondert zu
prifen; die Verfahren sind unter einem zu fUhren; unter den Voraussetzungen der Abs. 2 und 3 erhalten alle
Familienangehorigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des subsidiar
Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei denn, alle
Antrage waren als unzuldssig zurickzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhalt einen gesonderten Bescheid.
Gemald Paragraph 34, Absatz 4, AsylG 2005 hat die Behorde Antrage von Familienangehdrigen eines Asylwerbers
gesondert zu prufen; die Verfahren sind unter einem zu fuhren; unter den Voraussetzungen der Absatz 2 und 3
erhalten alle Familienangehdrigen den gleichen Schutzumfang. Entweder ist der Status des Asylberechtigten oder des
subsidiar Schutzberechtigten zuzuerkennen, wobei die Zuerkennung des Status des Asylberechtigten vorgeht, es sei
denn, alle Antrége waren als unzuldssig zurlickzuweisen oder abzuweisen. Jeder Asylwerber erhalt einen gesonderten
Bescheid.

GemalR 8 34 Abs. 5 AsylG 2005 gelten die Bestimmungen Abs. 1 bis 4 sinngemadR fir das Verfahren beim
Bundesverwaltungsgericht.Gemald Paragraph 34, Absatz 5, AsylG 2005 gelten die Bestimmungen Absatz eins bis 4
sinngemaR fur das Verfahren beim Bundesverwaltungsgericht.

Gemal 8 34 Abs. 6 Z 2 AsylG 2005 sind die Bestimmungen dieses Abschnitts nicht anzuwenden auf Familienangehorige
eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder der Status des subsidiar Schutzberechtigten im Rahmen
eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, es sei denn es handelt sich bei dem Familienangehdrigen
um ein minderjahriges lediges Kind.Gemal3 Paragraph 34, Absatz 6, Ziffer 2, AsylG 2005 sind die Bestimmungen dieses
Abschnitts nicht anzuwenden auf Familienangehdrige eines Fremden, dem der Status des Asylberechtigten oder der
Status des subsidiar Schutzberechtigten im Rahmen eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuerkannt wurde, es sei
denn es handelt sich bei dem Familienangehdrigen um ein minderjahriges lediges Kind.

Gemal 8 2 Abs. 22 AsylG 2005ist Familienangehdriger, wer Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum
Zeitpunkt der Antragstellung minderjahriges lediges Kind eines Asylwerbers oder eines Fremden ist, dem der Status
des subsidiar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits im
Herkunftsstaat bestanden hat, sowie der gesetzliche Vertreter der Person, der internationaler Schutz zuerkannt
worden ist, wenn diese minderjahrig und nicht verheiratet ist, sofern dieses rechtserhebliche Verhaltnis bereits im
Herkunftsland bestanden hat; dies gilt weiters auch fur eingetragene Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft
bereits im Herkunftsstaat bestanden hat.Gemal3 Paragraph 2, Absatz 22, AsylG 2005 ist Familienangehdriger, wer
Elternteil eines minderjahrigen Kindes, Ehegatte oder zum Zeitpunkt der Antragstellung minderjdhriges lediges Kind
eines Asylwerbers oder eines Fremden ist, dem der Status des subsidiar Schutzberechtigten oder des Asylberechtigten
zuerkannt wurde, sofern die Ehe bei Ehegatten bereits im Herkunftsstaat bestanden hat, sowie der gesetzliche
Vertreter der Person, der internationaler Schutz zuerkannt worden ist, wenn diese minderjahrig und nicht verheiratet
ist, sofern dieses rechtserhebliche Verhaltnis bereits im Herkunftsland bestanden hat; dies gilt weiters auch fur
eingetragene Partner, sofern die eingetragene Partnerschaft bereits im Herkunftsstaat bestanden hat.

Der Zweitbeschwerdefuhrer ist der Ehegatte und damit Familienangehoriger der Erstbeschwerdefuhrerin, sodass die
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Voraussetzungen des 8 34 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 vorliegen und die Bestimmungen des Familienverfahrens umfanglich
anzuwenden sind.Der Zweitbeschwerdefihrer ist der Ehegatte und damit Familienangehoriger der
Erstbeschwerdefuhrerin, sodass die Voraussetzungen des Paragraph 34, Absatz eins, Ziffer eins, AsylG 2005 vorliegen
und die Bestimmungen des Familienverfahrens umfanglich anzuwenden sind.

Ausgehend davon war das Beschwerdeverfahren des Zweitbeschwerdefihrers daher im Rahmen des
Familienverfahrens ebenso auszusetzen.

3.1. Zum Unterbleiben einer mundlichen Verhandlung:

GemalR § 24 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts
wegen eine 6ffentliche mandliche Verhandlung durchzufiihren.GemaR Paragraph 24, Absatz eins, VWGVG hat das
Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche mundliche
Verhandlung durchzufihren.

Gemal} § 21 Abs. 7 erster Fall BFA-VG kann eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der
Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint.Gemal3 Paragraph 21, Absatz 7, erster Fall BFA-VG kann
eine mundliche Verhandlung unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde
geklart erscheint.

Gegenstandlich steht der Sachverhalt fest und ergibt sich vor dem Hintergrund des oben angefiihrten anhdngigen
Vorabentscheidungsverfahrens des  Gerichtshofes der Europdischen Union, dass die vorliegenden

Beschwerdeverfahren auszusetzen waren.

Es konnte somit von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung abgesehen werden, weil der Sachverhalt aus
der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart ist (vgl. dazu etwa VwGH 10.08.2017, Ra 2019/19/0116,
m.w.N.).Es konnte somit von der Durchfihrung einer muindlichen Verhandlung abgesehen werden, weil der
Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart ist vergleiche dazu etwa VwGH 10.08.2017,
Ra 2019/19/0116, m.w.N.).

Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

Die Revision ist gemall Art. 133 Abs. 4 B-VG zuldssig, wenn die Entscheidung von der Ldsung einer Rechtsfrage
abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, wenn die Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, wenn es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fehlt oder wenn
die Frage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird bzw.
sonstige Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu I6senden Rechtsfrage vorliegen.Die Revision ist gemalR
Artikel 133, Absatz 4, B-VG zuldssig, wenn die Entscheidung von der LOsung einer Rechtsfrage abhangt, der
grundsatzliche Bedeutung zukommt, wenn die Entscheidung von der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes abweicht, wenn es an einer Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes fehlt oder wenn
die Frage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird bzw.
sonstige Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |I6senden Rechtsfrage vorliegen.

In der Beschwerde findet sich kein schllssiger Hinweis auf das Bestehen von Rechtsfragen von grundsatzlicher
Bedeutung im Zusammenhang mit dem gegenstandlichen Verfahren und sind solche auch aus Sicht des
Bundesverwaltungsgerichts nicht gegeben. Die Entscheidung folgt der zitierten Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes.
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